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Beratungsgegenstand 
 
Quartalsbericht 2/2021 der Referate für das Haushaltsjahr 2021 
(Referent: Herr Fleckinger) 
 
Antrag: 
 
Der Quartalsbericht 2/2021 wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
gez. 
 
 
Franz Fleckinger 
Berufsmäßiger Stadtrat 
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Finanzielle Auswirkungen: 
 
Entstehen Kosten:  ja   nein 
 
wenn ja, 

Einmalige Ausgaben 
      

Mittelverfügbarkeit im laufenden Haushalt 
 

 

Jährliche Folgekosten 
      

 
  im VWH bei HSt:       
  im VMH bei HSt:       

Euro: 
      
      

Objektbezogene Einnahmen 
(Art und Höhe) 
      

  Deckungsvorschlag 

von HSt:       

von HSt:       

von HSt:       

Euro: 

      

      

      Zu erwartende Erträge 
(Art und Höhe) 
      

 Anmeldung zum Haushalt 20      Euro: 
      

 Die Aufhebung der Haushaltssperre/n in Höhe von       Euro für die Haushaltsstelle/n 
(mit Bezeichnung) ist erforderlich, da die Mittel ansonsten nicht ausreichen. 

 Die zur Deckung herangezogenen Haushaltsmittel der Haushaltsstelle (mit Bezeichnung) 
in Höhe von       Euro müssen zum Haushalt 20      wieder angemeldet werden. 

 Die zur Deckung angegebenen Mittel werden für ihren Zweck nicht mehr benötigt. 

 
Kurzvortrag: 
 
Für das II. Quartal gilt grundsätzlich die Berichtspflicht bei: 
 

 Einnahmen  unter 40% 
 Ausgaben  über 50% 

 
Die Planvorgaben für das Gesamtbudget wurden eingehalten. Eine Berichtspflicht ist somit nicht 
eingetreten. 
 
Die Einnahmen in Höhe von 80.902.869 EUR erreichen 47,58% des Ansatzes von 
170.045.000 EUR. 
Die Ausgaben liegen bei 177.311.631 EUR und schöpfen 47,78% des Planansatzes von 
371.115.000 EUR aus. 
 
Aufgrund der Einhaltung der Berichtsgrenzen besteht aktuell kein Handlungs- oder 
Steuerungsbedarf. 
 
 
 
 


